
Ä1 - Änderungsantrag  
Antragsteller*in: Burkhard Stumpenhusen (OV Gellersen) 

Weiterleitung: - 

 

Streiche die Zeilen von 121 bis 137, von „Weniger“ bis „können“:  

Begründung: 

Die in den o.g. Zeilen formulierten Programmpunkte greifen zu tief in die 

Verwaltungsabläufe der Verwaltung des Landkreises ein und gehören somit nicht in ein 

Wahlprogramm. 

Die Verwaltung des Landkreises formuliert wenige bis keine eigenen 

Dokumentationspflichten. Diese Dokumentationspflichten beruhen auf Europa-, 

Bundes-, Landes- und Privatrecht (z.B. Versicherungen). Gesetzliche Pflichten brauchen 

nicht in Genehmigungsbescheide aufgenommen werden. 

Seit mehr als zehn Jahren werden Baugenehmigungsverfahren - und diese sind für die 

klein- und Mittelständischen Unternehmer relevant - in der Verwaltung des Landkreises 

Lüneburg elektronisch durchgeführt. Die Idee ist also schon Realität. 

In der Passage des Leitantrages wird den klein- und mittelständischen Unternehmern 

für ihre Bauvorhaben ein absoluter Vorrang gegeben. Natur- und Nachbarschutz spielen 

keine Rolle.  

Eine Verwaltung als Gesamtheit und die einzelnen Mitarbeitenden müssen nach Recht 

und Gesetz arbeiten und entscheiden - und nicht nach einem Wahlprogramm. 

 


